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nachhaltige Entwicklung?
Ein Marshallplan mit Afrika: Geeignetes Konzept für eine

Im Januar 2017 stellte Bundesminister Dr. Gerd Müller die Eckpunkte für einen Marshallplan mit 

Afrika vor. Statt weiter Geld nach dem Gießkannenprinzip zu verteilen, soll zukünftig der Auf-

bau stabiler Wirtschaftsstrukturen gezielt gefördert und die Eigenverantwortung der Regierungen 

gestärkt werden. Ist der Plan ein geeignetes Konzept für eine nachhaltige Entwicklung des afrika-

nischen Kontinents?

Ein Marshallplan mit Afrika: 
Neue Partnerschaft für 
Entwicklung, Frieden und 
Zukunft

Afrika ist der Chancenkontinent des 
21. Jahrhunderts. Etwa die Hälfte der 20 
am schnellsten wachsenden Volkswirt-
schaften liegt in Afrika. Schon heute ist 
Afrikas IKT-Branche die am schnellsten 
wachsende der Welt. 

In Nairobi, Kenia, habe ich gerade den 
zweiten deutsch-afrikanischen Wirt-
schaftsgipfel miteröffnet. Mehr als 
500 Vertreter aus Wirtschaft und Politik 
haben Chancen für mehr Investitionen 
und eine bessere Zusammenarbeit mit Af-
rika ausgelotet. Am gleichen Tag hat Ke-
nia für einige Regionen des Landes den 
Notstand ausgerufen. Eine Hungersnot 
droht. Chancen, Herausforderungen und 
auch Widersprüche, die uns begegnen 
und die wir nur gemeinsam lösen können. 

Hierfür brauchen wir eine völlig neue Di-
mension der Zusammenarbeit. Eine neue 
Partnerschaft zwischen Afrika und Euro-
pa, den beiden Nachbarkontinenten, die 
nicht nur über ihre Geschichte und Kultur 
eng miteinander verbunden sind. Wir 
brauchen eine Partnerschaft, die weit 
über eine projektbezogene Entwicklungs-
zusammenarbeit hinausgeht. Wir brau-
chen eine Partnerschaft auf Augenhöhe, 
einen Marshallplan mit Afrika und nicht für 
Afrika. 

2017 ist das Afrikajahr in Deutschland 
und in Europa. Die G20 wollen unter deut-
scher Präsidentschaft einen Compact  
with Africa entwickeln. Stabile Rahmen-
bedingungen für Investitionen sollen ge-

schaffen und die Lebensbedingungen der 
Menschen vor Ort verbessert werden. Die 
Europäische Union und die Afrikanische 
Union werden auf einem gemeinsamen 
Gipfel im Herbst noch enger aneinander 
rücken und die künftige Zusammenarbeit 
weiter vertiefen. Wir alle wissen, die Zu-
kunft Afrikas ist auch die Zukunft Europas. 

Perspektiven für Afrikas Jugend

Afrika wächst und ist so jung wie kein an-
derer Kontinent. 18 Jahre beträgt das 
Durchschnittsalter. Bis zum Jahr 2050 
wird sich die Bevölkerung auf 2 Mrd. Men-
schen verdoppeln. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit liegt in einigen Ländern bei bis zu 
50%. Jedes Jahr kommen zusätzlich fast 
20 Mio. junge Menschen auf den Arbeits-
markt. 

Die Entwicklung der Wirtschaft und die 
Schaffung neuer Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze ist also die zentrale Heraus-
forderung der nächsten Jahrzehnte. Dafür 
muss Afrika mehr sein als der Kontinent, 
aus dem die Rohstoffe kommen. Wir 
brauchen mehr Investitionen, mehr Wert-
schöpfung vor Ort, mehr Förderung von 
Unternehmensgründungen. So können 
wir einen neuen Mittelstand aufbauen. 

Die Kreativität des afrikanischen Unter-
nehmertums muss von den existierenden 
Fesseln befreit werden. Die Verwaltung 
unserer Partner muss unternehmerisches 
Handeln fördern, statt diesem Steine in 
den Weg zu legen. 

Größere Märkte ziehen einheimische wie 
internationale Investoren an. Daher müs-
sen auch der innerafrikanische Handel 
ausgebaut und durch den Aufbau einer 
Freihandelszone bestehende Handels-
hemmnisse überwunden werden. Europa 
kann das mit einem uneingeschränkten 
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Zugang zum EU-Binnenmarkt unterstützen. Zugleich müs-
sen afrikanische Staaten durch entsprechende Schutzme-
chanismen die Möglichkeit erhalten, ihre noch jungen Indus-
trien vor Billigimporten schützen.

Afrika braucht afrikanische Lösungen

Mit der Agenda 2063 haben sich die Mitgliedstaaten der 
Afrikanischen Union eine klare Strategie für die nachhaltige 
Entwicklung des Kontinents gegeben. Afrikas Politiker be-
kennen sich zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und wirt-
schaftlichen Reformen. Sie erkennen, dass sie Wertschöp-
fung im eigenen Land aufbauen müssen – durch Eigenini
tiative und wirtschaftliche Entwicklung unter gleichzeitiger 
Bekämpfung von Korruption. 

Ein neues Konzept in neuer Dimension muss hier ansetzen. 
Ein Marshallplan für Afrika wäre ein »Weiter so«. Was wir 
brauchen, ist ein Marshallplan mit Afrika, ein Angebot zur 
gemeinsamen Umsetzung der Agenda 2063. 

Es gilt, diese afrikanischen Lösungen gemeinsam umzuset-
zen. Deutschland und Europa stehen hierfür als verlässliche 
Partner bereit. 

Ende der Geber-Nehmer-Mentalität

Eine neue Art der Zusammenarbeit bedeutet auch weg von 
altem »Geber-Nehmer-Denken«. Nötig ist eine wirtschaftli-
che Zusammenarbeit auf Augenhöhe. Eine Zusammenar-
beit, die auf beidseitigem Interesse und Willen beruht. Ent-
wicklung funktioniert nur, wenn die Regierungen ihre Refor-
men eigenverantwortlich angehen und ihrer Verantwortung 
gegenüber ihren Bürgerinnen und Bürgern nachkommen. 
Sie müssen die politischen Rahmenbedingungen für eine 
Zusammenarbeit schaffen: Makroökonomische Stabilität, 
Rechtsstaatlichkeit und investitionsfreundliche Rahmenbe-
dingungen. Nur dann fallen private und auch öffentliche In-
vestitionen auf einen fruchtbaren Boden. 

Wir wollen daher weg von der Gießkanne, hin zu Reform-
partnerschaften. Wer sich für eine gute Regierungsführung, 
die Bekämpfung der Korruption und eine Umsetzung der 
Ziele der Agenda 2063 der AU einsetzt, soll stärker gefördert 
werden als bisher. 

Reformen auf allen Ebenen

In einer globalisierten Welt hängt die Entwicklung Afrikas 
auch von internationalen Spielregeln und politischen Rah-
menbedingungen ab. Nur so schaffen wir gleiche Voraus-
setzungen und faire Chancen für alle. Dazu gehören neben 
fairem Handel auch verbindliche Umwelt- und Sozialstan-

dards und der Stopp von illegalen Finanzströmen aus Afrika. 
Jedes Jahr verliert Afrika durch Steuerhinterziehung und ag-
gressive Steuervermeidung rund 50 Mrd. Euro – genauso 
viel wie die internationale Gemeinschaft den Kontinent mit 
staatlichen Entwicklungsgeldern unterstützt.

Damit Afrika seine Interessen durchsetzen kann, braucht es 
auch eine Stimme in den internationalen Gremien. Dazu ge-
hört ein Sitz im UN-Sicherheitsrat genauso wie mehr Einfluss 
in der Welthandelsorganisation. 

Mehr Geld ist nicht (allein) die Lösung

Viele denken beim Wort »Marshallplan« an die damit nach 
dem Zweiten Weltkrieg verbundenen Geldzuwendungen. 
Staatliche Gelder allein sind jedoch weder die Lösung für 
alle Herausforderungen noch der Kern des Marshallplans 
mit Afrika. Afrika braucht vor allem auch Investitionen der 
Privatwirtschaft. Hierfür müssen wir in Zukunft die staatlichen 
Gelder der Entwicklungspolitik als Katalysator einsetzen. 

Aber auch der Auf- und Ausbau von Steuersystemen – und 
damit die Stärkung der Eigeneinnahmen der afrikanischen 
Regierungen – sind von erheblicher Bedeutung. Steuersys-
teme können Reformmotoren sein. Sie unterstreichen die 
Eigenverantwortung und die eigenen Fähigkeiten jedes Lan-
des für Entwicklung. Jeder in Steuerreformen investierte Eu-
ro kann ein Vielfaches an Steuereinnahmen generieren. Eine 
transparente öffentliche Finanzverwaltung und funktionie-
rende Rechnungshöfe sind daher zentral für einen funktio-
nierenden Staat und Kern einer verantwortungsvollen De-
mokratie. 

Öffentliche Investitionen allein schaffen dagegen noch keine 
dauerhaften Arbeitsplätze. Entscheidend ist daher auch ei-
ne verstärkte Mobilisierung privaten Kapitals und privater 
Investitionen. Es gilt, Förderinstrumente wie Garantien für 
Investitionen aus Deutschland und Europa auszubauen und 
neue Anlageprodukte zu entwickeln. 

Deutsche Wirtschaft als Entwicklungspartner

Die Märkte in Asien, Europa und Amerika bieten nur noch 
begrenzte Wachstumsperspektiven. In Afrika liegen die letz-
ten bisher noch nicht weit entwickelten Märkte und Investi-
tionsstandorte. Die deutsche Wirtschaft ist aufgrund ihrer 
Struktur, ihrer Innovationskraft und globalen Aufstellung ein 
idealer Partner für eine nachhaltige Entwicklung Afrikas im 
Sinne einer sozialen und ökologischen Marktwirtschaft.

Von 400 000 international tätigen deutschen Unternehmen 
sind aber gerade einmal 1 000 in Afrika aktiv. Und das, ob-
wohl die Renditen in vielen Ländern und Sektoren die höchs-
ten weltweit sind. Auch das Interesse an deutschen Produk-
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ten und Dienstleistungen wächst in Afrika zunehmend. Hier 
liegen große Chancen für die deutsche Wirtschaft und vor 
allem den deutschen Mittelstand. Dieses Potenzial gilt es 
nutzen. Wir müssen daher bestehende Instrumente zur Au-
ßenwirtschaftsförderung noch besser mit der Entwicklungs-
zusammenarbeit verzahnen.

Aber auch vor Ort wollen wir unsere afrikanischen Partner 
gezielt beim Aufbau heimischer Industrien, der Ausbildung 
von Fachkräften und der Förderung von Unternehmen stär-
ken. Hier haben wir insbesondere in Deutschland eine welt-
weit nachgefragte Expertise. 

Auf die Wirkung kommt es an

Wenn ich von einem Marshallplan mit Afrika spreche, dann 
denke ich nicht an die eine Lösung, den einen Weg, das 
eine Konzept. Ich denke vielmehr an einen ersten Vorschlag, 
einen ersten Anstoß für einen gemeinsamen, neuen Weg für 
eine neue Zusammenarbeit mit Afrika – auf Augenhöhe. Wir 
wollen mit den afrikanischen Staaten zusammen dort tätig 
werden, wo wir für die Menschen am meisten erreichen 
können. Das gilt für den Unternehmer in Nairobi genauso 
wie für den Bauern im ländlichen Kenia. Dazu braucht es 
die Bereitschaft und den Willen aller Beteiligten, die bishe-
rige Zusammenarbeit auf den Prüfstand zu stellen und mit 
neuen innovativen Ideen und Konzepten voranzugehen. Das 
Afrikajahr 2017 bietet hierzu die besten Voraussetzungen.

Gezielte Bekämpfung der 
Fluchtursachen statt 
entwicklungspolitischer Potpourris!

Die neue Strategie der Bundesregierung

Im Januar 2017 hat das Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ 2017) für die 
Beziehungen zwischen Afrika und Europa Eckpunkte für ei-
ne Neue Partnerschaft für Entwicklung, Frieden und Zukunft 
vorgestellt. Diese Schrift wird auch als Marshallplan mit Afri-
ka bezeichnet, mit dessen Hilfe ein, so wörtlich, »prosperie-
rendes und friedliches Afrika, dessen Entwicklung alle ein-
bezieht und von den Potenzialen der eigenen Bevölkerung 
vorangetrieben wird« (BMZ 2017, S. 4) entstehen soll.

Der Marshallplan unterscheidet sich auf abstrakter Ebene 
(BMZ 2017, S.5f) in dreierlei Hinsicht wohltuend von alther-
gebrachten Entwicklungsstrategien. Erstens wird die Be-
deutung der Wirtschaft für den Entwicklungsprozess Afrikas 
stark betont. Investitionen, Bildung für die Jugend, Einbin-
dung in die Wertschöpfungsketten, Schaffung eines Mittel-
standes sowie Abbau der Handelsbarrieren, die die Indus-
trieländer gegenüber Afrika aufgebaut haben, werden an-
gemahnt. Zweitens wird hervorgehoben, dass Entwick-
lungshilfe auf diejenigen Länder konzentriert werden soll, die 
bereits gute Regierungsführung aufweisen oder darauf hin-
arbeiten; also nicht länger Hilfe nach dem Gießkannenprin-
zip. Drittens schließlich wird – wie bereits der Titel aus-
drückt – hervorgehoben, dass es zur afrikanischen Entwick-
lung afrikanischer Lösungen braucht. 

Damit diese Erkenntnisse tatsächlich zielführend umgesetzt 
werden, bedarf es der Konkretisierung im Detail. Gesetzte 
Worte und große – stets als neuartig titulierte – Initiativen 

Andreas Freytag* Susanne Fricke**
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gab es schon häufig. Insbesondere muss dabei berücksich-
tigt werden, dass diese neue Initiative nicht ausschließlich, 
aber zum großen Teil vor dem Hintergrund der vielen aus 
Afrika mit dem Ziel Europa, und vornehmlich Deutschland, 
flüchtenden Menschen entstanden ist. So weist das Papier 
des BMZ (2017, S. 4) im Vorwort bereits auf die großen Her
ausforderungen hin, an deren Bewältigung auch die Zukunft 
Europas hänge. Ohne es explizit zu erwähnen, dürften die 
Wanderungsbewegungen ganz prominent zu diesen Her-
ausforderungen zählen. In diesem Zusammenhang passt 
auch die Beobachtung, dass es von Seiten der Bundesre-
gierung immer wieder die Forderung gibt, die Fluchtursa-
chen zu bekämpfen. 

Die Bekämpfung der Fluchtursachen setzt natürlich voraus, 
dass man diese kennt und richtig einschätzt. Nur wenn die 
Ursachen bekannt sind, kann man diesen auch erfolgreich 
entgegenwirken. Deshalb sollen im folgenden Abschnitt die 
bekannten Ursachen der Wanderungsströme betrachtet 
werden, bevor dann die als Marschallplan bezeichneten Po-
litikvorschläge des BMZ daraufhin untersucht werden, inwie-
weit sie geeignet sind, diese Ursachen effektiv zu bekämpfen. 
Den Abschluss bilden Überlegungen zur Schärfung und Stei-
gerung der Effektivität des Marshallplanes mit Afrika.

Konflikte und Armut als Treiber von Flucht und 
Migration

Grundsätzlich kann man zwei Typen von Treibern der Wan-
derung unterscheiden: politische und ökonomische. Poli-
tisch ausgelöste Wanderungsbewegungen basieren in ers-
ter Linie auf Konflikten einschließlich politischer Verfolgung. 
In diesem Fall liegt Flucht im engeren Sinne vor. Als Flucht 
im weiteren Sinne sind aber auch Wanderungsbewegungen 
anzusehen, die durch physisch bedrohende Lebensumstän-
de ausgelöst werden (Katastrophen, Hunger).

Konflikte als solche sind vor allem in Afrika entscheidend 
vom Reichtum an natürlichen Ressourcen bestimmt: Je rei-
cher ein Land an Rohstoffen ist, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit eines bewaffneten Konflikts (vgl. Freytag und 
Langlotz 2014). Dies bestätigt Naudé (2010), der die Deter-
minanten der Wanderung aus 45 Staaten Sub-Sahara Afri-
kas zwischen 1965 und 2005 untersucht und zu dem Er-
gebnis kommt, dass zivile Konflikte wesentlich für die Wan-
derungsentscheidungen sind. Kohnert (2007) identifiziert die 
Europäische Union als einen Hauptverantwortlichen für 
Wanderungsströme; zum ersten unterstütze sie korrupte 
Regime, zum zweiten behindere sie mit ihrer Handelspolitik 
die Entwicklung der afrikanischen Volkswirtschaften. Dieses 
Argument wird von Okey (2016) unterstützt, der zeigt, dass 
Ärzte wegen der Korruption in Afrika emigrieren. 

Hinsichtlich ökonomischer Treiber von Wanderungsbewe-
gungen aus Afrika (Aussicht auf bessere Lebensumstände) 

stellt Naudé (2010) den Mangel an Arbeitsplätzen in den 
Vordergrund, nicht zuletzt bedingt durch den westlichen Pro-
tektionismus (vgl. Kohnert 2007). Hatton und Williams (2003) 
zeigen, dass die Lohndifferenz zwischen den Herkunfts- und 
Zielländern der Migranten ein wesentlicher Treiber der Wan-
derungsströme ist. Obwohl es schwierig ist, exakte Daten 
zu Migrationsbewegungen und den Charakteristika der 
Migranten zu bekommen, zeigt die Weltbank (vgl. Ratha et 
al. 2011, S. 26 ff.), dass Migranten zum Zeitpunkt der Un-
tersuchung aus ausgewählten Ländern (Burkina Faso, Gha-
na, Nigeria und dem Senegal) in die OECD-Länder relativ alt 
und gut ausgebildet und zu über 70% männlich sind. Dazu 
passt der Befund von Kaba (2011), der zeigt, dass ein gro-
ßer Anteil der Migranten aus Afrika sehr gut ausgebildet ist. 

Auch der drohende Klimawandel ist untersucht worden (vgl. 
Beine und Parsons 2015). Die Autoren sehen keinen direk-
ten Zusammenhang, sondern können nur zeigen, dass die 
Umwelt indirekt über ökonomische Faktoren (Lohn etc.) auf 
die Wanderung wirkt. 

In allen Fällen, in denen es darum geht, die Bedrohung der 
physischen Existenz abzuwenden, entsteht für die interna-
tionale Staatengemeinschaft sofortiger humanitärer Hand-
lungsbedarf. In den anderen Fällen ist es Ziel, im Sinne der 
entwicklungspolitischen Verantwortung gegenüber Afrika, 
eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und eine nach-
haltige Verbesserung der Lebensbedingungen in den afri-
kanischen Ländern zu erreichen, so dass Migration zwar als 
Option bestehen bleibt, aber nicht von Alternativlosigkeit 
bestimmt wird. 

Hilft der Marshallplan gegen Fluchtursachen?

Als Zukunftsvertrag mit Afrika fußt der Marshallplan auf den 
drei Säulen »Wirtschaft, Handel und Beschäftigung«, »Frie-
den und Sicherheit« und »Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit« (BMZ 2017, S. 12). Als grundlegende entwicklungspo-
litische Aufgabenbereiche sind »Ernährung und Landwirt-
schaft«, »Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen«, 
»Energie und Infrastruktur« und »Gesundheit, Bildung und 
soziale Sicherung« benannt. Relevante Aspekte zur Be-
kämpfung von Fluchtursachen sowie zur Stärkung wirt-
schaftlicher Entwicklung sind sehr breit erfasst. 

Die vom Marshallplan im Einzelnen aufgezeigten entwick-
lungspolitischen Erfordernisse und Ziele werden sowohl für 
die afrikanischen Länder als auch für die deutsche Entwick-
lungspolitik und die internationale Staatengemeinschaft dar-
gestellt und umfassen verschiedene Akteursebenen (Regie-
rungsebene, Unternehmensebene, Zivilgesellschaft). Die 
Ausführungen bleiben dabei jedoch allgemein. Als »Anstoß 
zur Diskussion, zum Mitdenken und zur Mitarbeit« (BMZ 
2017, S. 4) stellt sich der Marshallplan eher als ein entwick-
lungspolitisches Potpourri dar als ein Plan im engeren Sinne. 
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Als Herausforderung ergibt sich, aus den genannten Eck-
punkten eine konkrete entwicklungspolitische Agenda ab-
zuleiten (Entwicklung eines Marshall-»plans«), die durch 
strukturierte Schwerpunktsetzung und definierte Konkreti-
sierungsansätze der zielgerichteten Umsetzung nachhaltiger 
Entwicklungsprozesse in Afrika zugrunde gelegt werden 
kann. Gleichrangigkeit in der Partnerschaft zwischen afrika-
nischen Ländern und Deutschland ist dabei von zentraler 
Bedeutung. 

Wichtet man deshalb nun die Herausforderungen afrikani-
scher Länder, so kann als Kernproblematik die Steigerung 
inländischer Wertschöpfung angesehen werden. Während 
dieser Aspekt nur kurz und stichpunktartig in einzelnen Glie-
derungspunkten des Marshallplans eingearbeitet ist (BMZ 
2017, S. 16 und S. 25), muss er jedoch als zentrales Mo-
ment für alle anstehenden Entwicklungsaufgaben angese-
hen werden. Gelingt die Steigerung der inländischen Wert-
schöpfung, so lassen sich die anderen Herausforderungen 
der afrikanischen Länder, wie strukturelle Transformation, 
Produktivitätssteigerung, inkludierendes Wachstum, Diver-
sifikation der Wirtschaft, zunehmende Digitalisierung und 
Teilnahme in globalen Wertschöpfungsketten sowie Handel 
mit höherwertigen und verarbeiteten Produkten, als einzelne 
Folgeschritte angehen und bewältigen. Zudem kann so 
durch die damit verbundene Arbeitsplatzschaffung der de-
mographischen Situation afrikanischer Länder entsprochen 
werden, was zur Abschwächung von Migrationsanreizen 
beiträgt. Vor diesem Hintergrund reicht der Marshallplan 
nicht aus.

Zielgerichtete Konkretisierungsansätze für eine 
entwicklungspolitische Agenda

Kernproblematik inländische Wertschöpfung 

Aus dem Vorausstehenden verdeutlicht sich, dass sich eine 
entwicklungspolitische Agenda der Kernfrage widmen 
muss: Wie lässt sich inländische Wertschöpfung steigern? 
Hierfür sind klar definierte, langfristig angelegte Pläne erfor-
derlich. Eine hinreichende politische Stabilität und gute Re-
gierungsführung der jeweiligen afrikanischen Länder sind 
dafür Voraussetzung. 

Drei Aspekte sind vorrangig: 

•	 Ausbau des Dienstleistungssektors,
•	 ungehinderter Marktzugang und
•	 Stärkung des Mittelstands.

Der Ausbau des inländischen Dienstleistungssektors, der 
infrastrukturelle Dienstleistungen (Energie, Wasser, Trans-
port), elementare Dienstleistungen im Bereich Bildung (brei-
ter Zugang zu Bildung, insbesondere auch für Mädchen und 
Frauen) und Gesundheit (flächendeckende Gesundheitsver-

sorgung) sowie sog. professionelle Dienstleistungen (Finan-
zierung, Versicherung, Beratung) umfasst, führt zu einer 
Stärkung der allgemeinen ökonomischen Rahmenbedingun-
gen, die unternehmerische Weiterentwicklungen und Ent-
faltungen überhaupt erst möglich machen. Dadurch erreich-
te Produktivitätssteigerungen sowohl im weiterverarbeiten-
den Gewerbe als auch in der Landwirtschaft sowie die Her-
stellung höherwertiger (wissensintensiverer) Produkte stei-
gern die inländische Wertschöpfung. Die Steigerung der 
inländischen Wertschöpfung durch eine Produktion auf hö-
herwertigen Stufen des Produktionsprozesses ist in vollem 
Umfang jedoch erst bei einem ungehinderten Marktzugang 
möglich. Eine Teilnahme am internationalen Handel hat zu-
sätzliche armutsreduzierende Einkommens- und Beschäf-
tigungseffekte. Sowohl für die Steigerung der inländischen 
Wertschöpfung als auch für die Einbindung in den Welthan-
del und in globale Wertschöpfungsketten ist die Stärkung 
des Mittelstands (sog. »African Mittelstand« mit 20 bis 
100 Mitarbeitern) von zentraler Bedeutung. Bereits jetzt ist 
dieser ein wachsender und innovativer Sektor, der lokale 
und regionale Märkte bedient und teilweise als Unterauftrag-
nehmer in globale Wertschöpfungsketten integriert ist (vgl. 
Kappel 2016). Die Stärkung des Mittelstandes kann sowohl 
die globale Integration ermöglichen und stärken als auch 
über die Intensivierung der regionalen Wertschöpfungsket-
ten zu positiven Spillover-Effekten auf die weniger entwickel-
ten Länder Afrikas führen. 

Implikationen für die deutsche Entwicklungspolitik 

Die Bundesregierung betont, welche wichtige Rolle die wirt-
schaftlichen Aspekte im Entwicklungsprozess Afrikas und 
aller seiner Bewohner dabei spielen, die Abwanderung jun-
ger und dynamischer Menschen zu vermeiden. Auch die 
Literatur zur Wanderung aus Afrika macht dies deutlich. An 
dieser Stelle muss die Selbstbindung und Verpflichtung der 
Europäer und der deutschen Entwicklungspolitik, sofern sie 
ihr Anliegen wirklich ernst meinen, deutlich über die Ankün-
digungen im Marshallplan hinausgehen. 

Dafür müssen nicht-tarifäre Handelshemmnisse des Markt-
zugangs abgebaut werden. Insbesondere sollte Deutsch-
land darauf hinarbeiten, dass der Agrarprotektionismus der 
EU endlich gestoppt wird. Eine wirkliche Marktöffnung des 
EU-Raums ohne versteckte Quoten und Subventionen kann 
in vielerlei Hinsicht zur Entwicklung beitragen: 

•	 Sie macht Investitionen in Afrika – auch aus Drittländern 
– in landwirtschaftliche Produktion und Modernisierung 
erst sinnvoll, weil zum ersten die Inlandsmärkte nicht län-
ger von europäischen oder amerikanischen Produkten 
»überschwemmt« werden und sich zum zweiten Aus-
landsmärkte entwickeln können. 

•	 Dadurch werden Produktivitätssteigerungen ebenfalls er-
leichtert, und sie sind dann endogen, d.h., sie entstehen 
durch eigene Anstrengungen. 
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•	 Eine solche Entwicklung sorgt dadurch auch dafür, dass 
der Druck auf die Regierungen, die Regierungsführung 
zu verbessern, sich steigert.

Es wird vielfach unterschätzt, welche Bedeutung die Exis-
tenz offener Märkte auch in institutioneller Hinsicht aufweist. 
Es geht hier um weit mehr als um die sog. Harberger-Drei-
ecke; Marktöffnung hierzulande kann den Druck in Afrika 
erhöhen, die Regierungsführung zu verbessern. Von den 
positiven Wirkungen in Afrika abgesehen, dürfte der Abbau 
der Agrarprotektion innerhalb der EU hierzulande ebenfalls 
positive Wirkungen haben. 

Ein wesentliches Detail für die Integration in globale Wert-
schöpfungsketten ist auch die Angleichung und Einhaltung 
von Produktions- und Prozessstandards (vgl. UNIDO 2015). 
Deshalb muss die Fähigkeit und Kapazität afrikanischer Un-
ternehmen zur Einhaltung von internationalen Standards als 
Schlüssel für einen Marktzugang entwicklungspolitisch un-
terstützt werden. 

Ein zusätzlicher entwicklungspolitischer Aspekt ist darüber 
hinaus die gezielte Unterstützung des Strebens der Afrika-
nischen Union, die intra-afrikanische Integration zu vertiefen 
und damit beizutragen, regionale Wertschöpfungsketten zu 
stärken. Gerade ein zunächst regional ausgeweiteter Markt-
zugang ist für den »African Mittelstand« ein wichtiger Faktor 
der regionalen Entwicklung auf dem Weg zu einer globalen 
Integration (vgl. Brenton et al. 2012). Die Ausnutzung regi-
onaler Spillover-Effekte erlangt hierbei besondere Bedeu-
tung. Dazu sollten gezielt bestehende industrielle Cluster 
gefördert werden, Kapitalströme mobilisiert werden (Venture 
Capital zum Unternehmensaufbau) und auch Unterneh-
menskooperationen unterstützt werden. Durch diese Vor-
gehensweise berücksichtigt man zudem die ökonomische 
Heterogenität der Länder Afrikas. Indem bestehende 
Wachstumspole gefördert werden, unterstützt man die ei-
gene regionale Wachstumsdynamik. 

Eine weitere unterstützende Maßnahme der Europäischen 
Union bzw. ihrer Mitgliedsländer besteht darin, das entwick-
lungspolitische Instrumentarium zur Außenwirtschaftsförde-
rung der heimischen Wirtschaft einzusetzen. Die legalen, 
kulturellen und institutionellen Unterschiede zwischen Euro-
pa und Afrika sorgen vielfach dafür, dass europäische, spe-
ziell dabei deutsche Unternehmen den Kontinent meiden, 
obwohl es gute Chancen gibt. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im Gegensatz zu 
den hier aufgeführten zielgerichteten Konkretisierungsan-
sätzen für eine entwicklungspolitische Agenda die sehr um-
fassenden Ausführungen des Marshallplans ohne definierten 
Schwerpunkt sind. Eine solche Schwerpunktsetzung ist 
aber notwendig. Diese muss sich in ihren Zielen an den je-
weils vordringlichen Erfordernissen und Aufgaben bei der 
Zusammenarbeit zwischen einzelnen afrikanischen Ländern 

und Europa bzw. Deutschland ausrichten. Nur so wird es 
zuverlässig möglich sein, sowohl innerafrikanische Probleme 
(soziale und ökonomische Entwicklung, politische Stabilität) 
als auch daraus resultierende Herausforderungen für 
Deutschland und Europa erfolgreich zu bewältigen.
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Ein Marshallplan mit Afrika: Ein 
Vorschlag von Club of Rome und Senat 
der Wirtschaft

Ausgangspunkt 

Ich schreibe diesen Kurzbeitrag als Koordinator der Denk-
schrift für die Bundesregierung »Migration, Nachhaltigkeit 
und ein Marshallplan mit Afrika« von Club of Rome und Se-
nat der Wirtschaft e.V. Die Denkschrift wurde am 11. No-
vember 2016 an Herrn Minister Dr. Gerd Müller, Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ), in Berlin im Rahmen einer Bundespressekonfe-
renz übergeben. Zwischenzeitlich hat auch das BMZ einen 
Ansatz zu der Thematik publiziert. 

Wie kam es zu der Denkschrift? Wir beschäftigen uns von 
Seiten des Club of Rome wie des Senats der Wirtschaft seit 
langem mit der Möglichkeit einer nachhaltigen Entwicklung. 
Wir haben den Eindruck, dass die tatsächlichen Entwick-
lungen eher in eine andere Richtung laufen, die wir unter 
den Begriffen »ökologischer Kollaps« bzw. »Brasilianisie-
rung/weltweite Zweiklassengesellschaft« thematisieren. 
Zwar hat die Weltgemeinschaft im letzten Jahr die Agenda 
2030 verabschiedet. Diese zeichnet sich aber erneut durch 
ein Übergewicht an Hoffnungen bei nur sehr geringer Um-
setzungskapazität aus. Das gilt vor allem für die Finanzie-
rung. Die Addis-Abeba-Konferenz zum Thema Finanzierung 
von Entwicklung mit dem Titel »From billions to trillions« zeigt 
die Herausforderungen, mit denen wir auf der finanziellen 
Seite konfrontiert sind. Realökonomisch liegen die größten 
Herausforderungen darin, dass Wohlstand bis heute unver-
meidbar mit großen Ressourcenverbräuchen und Klimagas
emissionen verbunden ist. Das heißt Folgendes: Entweder 
sind Staaten reich, dann verbrauchen sie viele Ressourcen 

und erzeugen hohe Klimagasemissionen pro Kopf. Oder sie 
kommen mit einem geringen Ressourcenverbrauch aus, 
dann sind es arme Staaten. Die im Nachhaltigkeitsdiskurs 
angestrebte zukünftige Lösung für Milliarden Menschen, 
nämlich hoher Wohlstand bei geringem Ressourcenver-
brauch, ist nirgendwo auf der Welt verwirklicht.

In diesem Kontext kommt nun dem afrikanischen Kontinent 
eine besondere Bedeutung zu. Denn dort haben wir nach 
wie vor eine Bevölkerungsexplosion. Die Anzahl der Men-
schen hat sich im letzten Jahrhundert versechsfacht auf jetzt 
1 bis 1,2 Mrd. Menschen. Die Zahl wird sich wohl bis 2050 
verdoppeln, unter Umständen bis 2100 vervierfachen. Es ist 
schlechterdings nicht vorstellbar, dass so viele Menschen in 
Afrika eine auskömmliche Zukunft finden können, im Beson-
deren dann nicht, wenn die Auswirkungen des Klimawan-
dels in den heißen Teilen Afrikas immer spürbarer werden 
sollten. Letztlich droht in diesem Fall neben vielen anderen 
Problemen eine massive Migration nach Norden. Ein Vor-
gang, den wir in einer noch überschaubaren Form in den 
letzten zwei Jahren durchlebt haben. 

Deutlich wurde an dieser Stelle, dass selbst vergleichsweise 
kleine Ströme von Migranten unser politisches System 
sprengen und damit unsere Zukunft unterminieren können. 
Unsere demokratischen Systeme scheinen kaum gefestigt 
genug zu sein, mit wachsenden Anforderungen dieser Art 
fertig zu werden. Schlagartig wurde der Politik bewusst, was 
möglicherweise auf uns zukommt. Das schafft bei den Ver-
antwortungsträgern in der Politik zumindest eine inzwischen 
deutlich kommunizierte Bereitschaft, sich jetzt ernsthafter 
mit der Zukunft Afrikas zu beschäftigen. Wir haben von Club 
of Rome und Senat der Wirtschaft dieses Zeitfenster ge-
nutzt, um aufzuzeigen, wie aus unserer Sicht einerseits die 
Herausforderungen konkret aussehen, andererseits deutlich 
zu machen, welche Ansatzpunkte bestehen, die Verhältnis-
se möglicherweise doch noch zu bewältigen.

Zielsetzung

Zielsetzung des Marshallplans ist eine Wohlstandsexplosion 
in Afrika, insbesondere in Nordafrika. Diese Wohlstandsex-
plosion soll mit allen Nachhaltigkeitsanforderungen kompa-
tibel gestaltet werden, also grün und inklusiv, und damit den 
Beweis liefern, dass unser Wohlstandsmodell »liefern« kann, 
auch in Bezug auf die Agenda 2030. Afrika kann für wirt-
schaftliche Entwicklung nicht ein so überzeugendes homo-
genes Umfeld bieten wie China, hat aber auch den einen 
oder anderen Joker, im Besonderen das gigantische Poten-
zial für erneuerbare Energien in der Sahara und in anderen 
Wüsten. Das soll genutzt werden. 

Die Generallinie der Vorgehensweise soll an eigene afrikani-
sche Pläne, etwa der Afrikanischen Union, anknüpfen, die 
bis zum Jahr 2063 reichen. Es ist in diesem Sinne ein ko-
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schungsinstituts für anwendungsorientierte Wissensverarbeitung/n 
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operativer Ansatz, den wir vorschlagen, also ein Marshall-
plan mit Afrika. 

Gemäß der Addis-Abeba-Formel von 2016 »From billions 
to trillions« müssen die eingesetzten Mittel deutlich verstärkt 
werden. Letztlich kann nur der Privatsektor die großen er-
forderlichen Investitionen stemmen. Die öffentliche Seite in 
Afrika muss insbesondere ihre Steuereinnahmen erheblich 
erhöhen, um das Nötige tun zu können. Aber auch in der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit muss sehr viel 
mehr passieren. Die Mittel müssen klug eingesetzt werden 
mit Partnerstaaten, mit denen man sich auf ein gemeinsa-
mes Programm verständigen kann. Beispielsweise sollten 
Fortschritte im Bereich Governance gewürdigt werden, vor 
allem auch die Bereitschaft, ein Country-to-country Repor-
ting international operierender Konzerne durchzusetzen, um 
Transparenz über Steuereinnahmen sicherzustellen, die wie-
derum die Leistungsfähigkeit der afrikanischen Staaten mas-
siv steigern würden. Im Gegenzug soll insbesondere in den 
Aufbau von Sozialsystemen investiert werden. Auf der Ge-
genseite stehen erhebliche Investitionen in Industrie und In-
frastruktur sowie in die Landwirtschaft an. Hier müssen letzt-
lich die Millionen neue Arbeitsplätze herkommen, die unbe-
dingt erforderlich sind. Ganz wichtig ist dabei die Umwelt- 
und Klimaverträglichkeit der erweiterten Ressourcennut-
zung, Holz soll eine zentrale Rolle spielen, Aufforstung ein 
wesentlicher Beitrag sein, auch um der Atmosphäre CO2 zu 
entziehen.

Empfehlung 

Der Club of Rome und der Senat der Wirtschaft empfehlen 
der Bundesregierung, mit einer starken Initiative gegen die 
verbreitete Stimmung der Hoffnungslosigkeit angesichts der 
globalen Herausforderungen anzugehen und dabei folgende 
Ziele zu verfolgen: 

–– Zusammenhalt Europas und Sicherung seiner Zukunft,
–– erfolgreiche Umsetzung der Agenda 2030, insbesonde-

re in Afrika – dort, wo in weltweiter Betrachtung die Pro-
bleme am größten sind,

–– lösen der Bevölkerungsfrage in Afrika und aufzeigen eines 
Weges in den Wohlstand für den Kontinent,

–– lösen der Flüchtlingsfrage weltweit und insbesondere in 
Europa,

–– beweisen, dass eine green and inclusive economy »lie-
fern« kann in dem Sinne, dass sie eine Umsetzung der 
Agenda 2030 ermöglicht,

–– Verhinderung von Zwangsbewirtschaftung und Ressour-
cenplanwirtschaft,

–– gleichzeitige Verwirklichung von Nachhaltigkeit, Klima-
schutz, sozialem Ausgleich und höherem materiellen 
Wohlstand für alle,

–– Schaffung von mehr sozialer Balance statt Radikalisie-
rung, Nationalismus und Rückbau von Demokratie,

–– Bereitstellung wertschaffender Anlagemöglichkeiten für 
Kapital,

–– Beförderung realökonomischer Innovationen und Inves-
titionen,

–– Initiierung von grünem und inklusivem Wachstum.

Leitfragen und grundsätzliche Überlegungen 

Im Hintergrund stehen dabei folgende Erkenntnisse: 

Europa ist heute unmittelbar gefordert. Wir haben das 
höchste Niveau supranationaler Integration erreicht, sind 
aber in Gefahr, dieses wieder zu verlieren.

Natürlich kann ein Marshallplan mit Afrika nur in Partner-
schaften bewältigt werden, mit Partnern in Afrika, wie der 
Afrikanischen Union und Partnern auf der G-20-Ebene, der 
OECD und den Vereinten Nationen. Die Südstaaten der EU 
sind zentral einzubinden. 

Muss sich die afrikanische Bevölkerung bis 2050 verdop-
peln, bis 2100 vervierfachen, ehe wir handeln? Nein. Hier 
sollten wir sofort aktiv werden, z.B. in Form einer Zusam-
menarbeit beim Aufbau von Sozialsystemen. 

Pro Afrikaner setzen wir Deutsche nur etwa 2 Euro pro Jahr 
für Entwicklung ein. Im Rahmen der deutschen Wiederver-
einigung lagen die Transfers pro Kopf in die neuen Bundes-
länder bei 4 000 Euro pro Jahr. Offenbar muss sich unser 
Beitrag für Afrika deutlich erhöhen. 

Mittel für Afrika sollen u.a. in den Bereichen erneuerba- 
re Energie, Landwirtschaft, Infrastrukturaufbau und Auffors
tung investiert werden. Hier gibt es große Chancen für 
Afrika und die Welt. Vor allem die Sahara ist ein echter 
»Joker«. 

Aufforstung ist ein Schlüssel für die Förderung von zwölf der 
17 Nachhaltigkeitsziele der Weltgemeinschaft im Rahmen 
der Agenda 2030 in Afrika und entzieht der Atmosphäre in 
großem Umfang CO2 (Negativemissionen). Dasselbe gilt für 
forcierten Humusaufbau in der Landwirtschaft

Wir schlagen einen »Fonds Zukunft Afrika« vor, der anlässlich 
des EU-Afrika-Gipfels in 2017 präsentiert werden könnte. 
Dieser Fonds soll auf deutscher Seite bis 2030 Gesamtein-
zahlungen von 120 Mrd. Euro umfassen. Die Mittel können 
zu großen Teilen über den Finanzmarkt platziert werden und 
eröffnen dann interessante Anlegemöglichkeiten für interes-
sierte Akteure.

Neben einem vorbildlichen Umgang mit Menschen, die Asyl 
suchen bzw. auf der Flucht vor Krieg und Lebensgefährdung 
sind, sollte Europa endlich eine kluge Einwanderungspolitik 
betreiben.
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Für die europäische Politik ist es wichtig, dass auf Dauer 
möglichst alle Nachbarstaaten sichere Herkunftsstaaten für 
Menschen sind, die Asyl suchen. Hilfe für diese Staaten und 
Regelungen für die Aufnahme eines Teils der Asylsuchenden 
sind erforderlich und auszuhandeln. 

Alle reichen Länder sind gefordert, dazu beizutragen, die 
Umsetzung der SDGs überall auf der Welt zu ermöglichen. 
Die reichen Länder müssen sich sehr viel stärker engagieren 
als bisher. 

Entwicklungszusammenarbeit braucht regionale Schwer-
punkte. Europa ist insbesondere in Afrika und im Mittleren 
Osten gefordert. Afrika ist unser Schicksalskontinent. 

Schlussbemerkung

Investitionen für bessere Lebensperspektiven der in Afrika 
lebenden Menschen sind nicht nur massiv kosteneffektiver 
als der Einsatz sozialstaatlicher Mittel in Deutschland für 
Flüchtlinge aus Afrika – alles, was den Menschen einen An-
reiz bietet, ihre Zukunft im eigenen Land zu gestalten, res-
pektiert auch in viel höherem Maße die Menschenwürde der 
Betroffenen. 

Wir wissen nicht, ob ein Marshallplan mit Afrika eine Chan-
ce hat. Wir wissen nicht, ob das wirklich realistisch ist, aber 
wir glauben, relativ einfache Überlegungen machen klar, 
dass es eine Schicksalsfrage für Europa ist, hier aktiv zu 
werden. Sicher bietet der G-20-Gipfel in diesem Jahr, aber 
auch der geplante Europa-Gipfel zum Thema, gute Chan-
cen, mit den Planungen zu einem Marshallplan mit Afrika 
weiterzukommen.

Budgethilfe und Ownership – 
ein Paradigmenwechsel in der 
Entwicklungspolitik

Auch nach 65 Jahren wird der Marshallplan als Vorbild für 
eine erfolgreiche Entwicklungshilfe gesehen.1 Er gilt als gro-
ße Erfolgsgeschichte für westeuropäische Länder in der 
Nachkriegszeit.2 Die heutige Hilfe wird sehr viel kritischer 
betrachtet; ihre Erfolge werden infrage gestellt. Immer wie-
der wird daher nach einem Marshallplan gerufen, zuletzt – für 
Afrika – durch den Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung Müller.3 Ob und inwieweit 
der Vergleich mit dem Marshallplan hilfreich ist, darf bezwei-
felt werden. Die institutionellen und politischen Rahmenbe-
dingungen der damaligen und heutigen Empfängerländer 
unterscheiden sich deutlich; auf der einen Seite eine gut 
ausgebildete Bevölkerung, niedrige Korruption und Demo-
kratie, auf der anderen Seite leider viel zu oft das Gegenteil. 
Diese Faktoren können die Wirksamkeit der Hilfe entschei-
dend beeinflussen.

 1	 Offizielle Geber und die Entwicklungsbürokratie verwenden den Begriff 
der Entwicklungszusammenarbeit (EZ). So soll die Zusammenarbeit 
unter gleichberechtigten Partnern suggeriert werden, die in der Praxis 
aber selten zu finden ist. Die meisten empirischen Arbeiten verwenden 
Daten über die Höhe der zugesagten oder tatsächlich geflossenen Gel-
der. Im Folgenden verwenden wir hierfür vereinfachend die Begriffe Ent-
wicklungshilfe und Hilfe. 

 2	 Der Zusammenhang zwischen den Leistungen des Marshallplans von 
1948 bis 1952 und der sich anschließenden wirtschaftlichen Entwicklung 
ist jedoch empirisch umstritten. Glismann et al. (1987) zeigen beispiels-
weise auf, dass Großbritannien – das Empfängerland mit den höchsten 
ERP-Leistungen – das geringste Wirtschaftswachstum in den anschlie-
ßenden Jahren erzielte.

 3	 Vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (2017a). Das Konzept eines Marshallplans mit Afrika mit dem 
Leitmotiv »Afrikanische Lösungen für afrikanische Herausforderungen« 
stellt den erneuten Versuch dar, einen Paradigmenwechsel anzudeuten 
und so die Entwicklungshilfe effektiver als bisher zu gestalten. Es 
beschränkt sich leider auf allgemein gehaltene Aussagen und enthält kei-
ne konkreten Maßnahmen. Es lässt wenig Hoffnung auf spürbare Verän-
derungen.
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Uneinigkeit über die Effektivität

Die Wirkung der Entwicklungshilfe ist umstritten. Wissen-
schaftler sind in ideologische Lager zersplittert, und ihre Stu-
dien führen zu keinem eindeutigen Ergebnis. Ein guter Teil 
der Studien zeigt, dass die Entwicklungshilfe – meist gemes-
sen in Form von Official Development Assistance (ODA) – 
das Wirtschaftswachstum nicht nachweisbar fördert (vgl. z.B. 
Doucouliagos und Paldam 2009; Dreher und Langlotz 2015). 
Sie kann Konflikte schüren (vgl. Bluhm et al. 2016), Institu
tionen schwächen (vgl. Djankov, Garcia-Montalvo und Rey-
nal-Querol 2008) und Diktatoren an der Macht halten (vgl. 
Kono und Montinola 2009). Die Umstände, in denen Hilfe 
wirksam ist, müssen daher kritisch hinterfragt werden.

Zunächst ist klar zu sagen, dass ein nicht nachweisbarer 
Effekt nicht Ineffektivität beweist. Die empirischen Schätz-
methoden sind nur bedingt geeignet, den Nachweis zu füh-
ren. Die Daten sind schlecht, die Wirkungskanäle sind viel-
schichtig, und die Wirksamkeit kann sich über viele verschie-
dene Zeiträume entfalten, die in den Modellen kaum abge-
bildet werden. Schließlich hängt die Effektivität auch von den 
Motiven der Geberländer ab. Hilfe, die aus politischen Grün-
den vergeben wird, ist weniger effektiv (vgl. Dreher, Eiche-
nauer und Gehring 2016). Da ein guter Teil der Leistungen 
für Zwecke vergeben wird, die nicht primär der Entwicklung 
dienen (vgl. Vreeland und Dreher 2014), muss der Erfolg 
fairerweise auch an anderen Zielen gemessen werden. Ver-
mindert die Hilfe das Risiko terroristischer Anschläge? Stim-
men die Empfänger in internationalen Organisationen wie 
dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen wie gewünscht? 
Die vielfältigen Ziele der Geber, die nicht primär die Entwick-
lung der Empfänger im Blick haben, schaden der Wirksam-
keit. Die andauernde Debatte um Zahlungen, die an die 
Rücknahme von Flüchtlingen geknüpft sind, lässt daher 
nichts Gutes erwarten. 

Bedingungen für eine effektive 
Entwicklungspolitik 

Länderübergreifende Durchschnittswerte sagen zudem 
nichts darüber aus, ob die Entwicklungshilfe in einzelnen Län-
dern oder Ländergruppen wirksam ist. Die Effekte könnten 
innerhalb eines Landes regional wirken, auch wenn bei einer 
landesweiten Betrachtung kein Effekt gemessen wird (vgl. 
Dreher und Lohmann 2015). Auch die Bedingungen, unter 
denen ODA eher wirken kann, und die Art, die am meisten 
hilft, werden kontrovers diskutiert (vgl. Doucouliagos und 
Paldam 2009; Dreher, Lang und Ziaja 2017). Die institutionel-
len und politischen Rahmenbedingungen im Empfängerland 
sowie das beiderseitige Verständnis der Geber und Empfän-
ger von Kultur und politischen Zielen sind hier wichtig.

Die Debatte über die Rolle guter Wirtschaftspolitik ist dabei 
die bedeutendste und meist diskutierte. Demnach ist Hilfe 

eher wirksam, wenn diese an Länder mit guter Politik ver-
geben wird als an Länder mit schlechter Politik. Neben einer 
soliden Wirtschaftspolitik gelten die Qualität der institutio-
nellen und politischen Rahmenbedingungen, wie Demokra-
tie, politische Stabilität, Bildung und Korruption als zentrale 
Pfeiler einer erfolgreichen Hilfe. Obwohl die empirische Evi-
denz zu den Bedingungen, unter denen Hilfe eher wirkt, 
umstritten ist, liegt es nah, in stabilen Demokratien und Län-
dern mit Rechtssicherheit sowie guter Bildung eher positive 
Ergebnisse der Hilfe zu erwarten als in einem Umfeld gras-
sierender Korruption, hoher Inflation und Kapitalflucht.

Schließlich ist umstritten, welche Instrumente der Entwick-
lungspolitik am zielführendsten sind. Die schlechte Daten-
lage zwingt den Fokus der empirischen Analysen meist auf 
die gesamte Hilfe, so dass die Aussagen zur Effektivität größ-
tenteils den Durchschnitt der verschiedenen Hilfsinstrumen-
te betreffen. Es liegt nah, dass sich die Wirksamkeit ver-
schiedener Instrumente unterscheidet. So betonen inter
nationale Initiativen zur Steigerung der Effektivität, wie die 
Paris Declaration (2005) und der Accra Plan of Action 
(2008), die Rolle von ownership. Folgt man dieser Forde-
rung, sollte Budgethilfe das Standardinstrument der Geber 
sein. Während Budgethilfe dem Empfängerland mehr Kont
rolle über die finanziellen Mittel überträgt und damit owner
ship fördert, stellt Projekthilfe eine eher zentral vom Geber-
land koordinierte Form der Hilfe dar (vgl. Dreher, Langlotz 
und Marchesi 2016).

Warum präferieren Geberländer Projekthilfe 
gegenüber Budgethilfe?

Trotz einer Reihe an Vorteilen der Budgethilfe und der De-
batte um mehr ownership präferieren Geberländer seit über 
20 Jahren die Projekthilfe. Abbildung 1 stellt den Anteil der 
Budgethilfe an der Gesamthilfe im Zeitraum von 1995 bis 
2014 dar. Während der Anteil der Budgethilfe an der gesam-
ten ODA niemals 10% überstieg, erreichte der Anteil der 
Projekthilfe im dargestellten Zeitraum 50 bis 75%. Im An-
schluss an die Paris Declaration steigt die Budgethilfe zwar 
leicht an, der generelle Trend für die 28 OECD DAC (De-
velopment Assistance Commitee) Geberländer ist jedoch 
negativ. Schauen wir separat auf Deutschlands bilaterale 
Budgethilfezahlungen, fällt auf, dass der Anstieg der Bud-
gethilfe als Reaktion auf die ownership-Debatte länger an-
hielt als für den durchschnittlichen DAC Geber. Seit 2009 
wird allerdings auch die deutsche bilaterale Budgethilfe dras-
tisch reduziert. Die dargestellten Kürzungen der Budgethil-
fe gehen dabei mit einer gleichzeitigen Steigerung der Pro-
jekthilfe einher.

Es stellt sich die Frage, warum die Geberländer Projekthilfe 
präferieren. Die entscheidenden Argumente, die für Projekt-
hilfe und gegen Budgethilfe sprechen, sind politisch moti-
viert. Geberländer wollen vermeiden, dass sie die Zustim-
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mung der Wähler zur Entwicklungshilfe verlieren, sofern be-
kannt wird, dass Gelder in Haushalten von Empfängerlän-
dern versickern, die nicht nach den Werten und Präferenzen 
der Geber handeln. Eine Verwendung von finanziellen Mitteln 
für andere Zwecke als die vereinbarten – die sogenannte 
Fungibilität – soll durch Projekthilfe reduziert werden. Pro-
jekthilfe ist öffentlichkeitswirksamer als Budgethilfe und kann 
folglich zu mehr Anerkennung des Gebers durch die Bevöl-
kerung im Geber- sowie Empfängerland führen. Schließlich 
spricht eine Interessendivergenz über den Einsatz der Hilfe 
zwischen Geber und Empfänger für mehr Projekthilfe, da 
die Kommunikation bei unterschiedlichen Zielen eher einge-
schränkt stattfindet (vgl. Dreher, Langlotz und Marchesi 
2016). In einem solchen Umfeld scheint es sicherer zu sein, 
die Hilfsgelder zentral vom Geberland aus zu steuern. Die 
Geber glauben besser als die Empfänger zu wissen, was 
gut für sie ist.

Die Argumente für Projekthilfe überzeugen nicht. So sollten 
für wohlwollende Geberländer die Präferenzen der (demo-
kratischen) Empfängerlänger im Zentrum stehen. Besser 
wissen zu wollen, was für andere gut ist, passt nicht zu einer 
gleichberechtigten Entwicklungspartnerschaft. Auch sollte 
die Motivation des Gebens nicht darin bestehen, »beim Ge-
ben gesehen zu werden«. Die Fungibilität betrifft auch die 
Projekthilfe (für weitere Details vgl. Klasen 2009). Projekthil-
fe erweckt daher den Schein von Effektivität, wenn die Ge-
ber bestimmte Projekte als Ergebnis der Hilfe präsentieren. 
Ob und inwieweit diese Projekte nicht eh finanziert worden 
wären und die Gelder daher implizit für völlig andere Zwecke 
verwendet wurden, kann nur der Empfänger wissen. Dar
über hinaus versickert ein Teil der Projekthilfezahlungen in 
Projekten, deren Kosten (für die Geber) den Nutzen (für die 
Empfänger) übersteigen. 

Budgethilfe macht transparent, dass die Regierung im Emp-
fängerland – und nicht die Geber – für Wirtschaftspolitik und 
Entwicklung verantwortlich ist. Budgethilfe steuert der Geber-
fragmentierung und Überforderung durch die Entwicklungs-

bürokratie entgegen. Sie stärkt die Effektivität 
und Planbarkeit der Entwicklungshilfe.

Ermöglicht der Marshallplan mit 
Afrika einen Paradigmenwechsel?

Der Entwurf des Marshallplans mit Afrika 
stellt die Eigenverantwortung der Empfän-
gerländer in den Vordergrund. Er knüpft da-
mit an die ownership-Debatte an, ohne die 
Begriffe ownership und Budgethilfe explizit 
zu nennen (vgl. Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 2017b). Er sieht eine Konzentration der 
Hilfe auf wenige reformwillige Länder vor.

Ein Fokus der Hilfe auf reformwillige Länder hat den Vorteil, 
dass er die Geberfragmentierung und die damit verbunde-
nen Ineffizienzen reduziert. Wenn die Reformen die Demo-
kratie und Bildung fördern und die Korruption bekämpfen, 
kann das auch die Wirksamkeit der Hilfe fördern. Ein Nach-
teil ist, dass ärmere Länder dadurch an Unterstützung ver-
lieren. Zudem betont der Plan Bedingungen, die an die deut-
schen Zahlungen geknüpft werden sollen. Grundsätzliche 
Bedingungen, wie die Einhaltung von Menschenrechten und 
die Achtung der Demokratie, können sinnvoll sein. Detail-
lierte Bedingungen, von deren Einhaltung konkrete Hilfszah-
lungen abhängig gemacht werden, sind hingegen wenig 
sinnvoll, da die Empfänger deren Umsetzung oft leicht um-
gehen können. Solche Bedingungen reduzieren zudem die 
Planbarkeit und damit den Wert der Hilfe. Mit dem Leitmotiv 
»Afrikanische Lösungen für afrikanische Herausforderun-
gen« sollte sich Deutschland stattdessen in Richtung einer 
bedingungslosen Budgethilfe bewegen. Die Strategien zur 
Umsetzung der Eckpunkte sollten von den Empfängerlän-
dern selber kommen. 

Um einen echten Paradigmenwechsel zu erreichen, müss-
ten sich die Geber grundlegend ändern. Ein effizienter Ein-
satz von Entwicklungshilfe muss von den Wünschen der 
Empfänger ausgehen. In Demokratien werden diese durch 
gewählte Regierungen vertreten. Eine gleichberechtigte 
Partnerschaft – wie sie im Marshallplan mit Afrika angestrebt 
wird – kann hier nur bedeuten, dass Geberländer ihre Un-
terstützung und Know-how bereitstellen, wo sie wirklich ge-
fragt sind. Technische Unterstützung und Beratungsleistun-
gen dürfen nicht an Gelder geknüpft sein. Anstelle eines 
wohlmeinenden Paternalismus und strategischen Eigen
interessen muss das Wohl der Empfänger im Zentrum ste-
hen. Die Budgethilfe sollte als Standardinstrument in demo-
kratischen Empfängerländern eingeführt werden. Fest zu-
gesagte Summen würden eine längerfristige Planung erlau-
ben. Das wird nicht verhindern, dass einige Empfängerlän-
der die Zahlungen für andere Zwecke als für die Entwicklung 
verwenden. Demokratie hat ihre Schwächen, doch in der 
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langen Frist wird auch die Entwicklungspolitik mit ihr am 
besten fahren.4 
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 4	 In autokratischen oder korrupten Systemen scheint der Interessenskon-
flikt über die Verwendung der Zahlungen zu groß, um die Gelder in Form 
von Budgethilfe bereitzustellen. Da auch die Projekthilfe in einer solchen 
Umgebung wenig Aussicht auf Erfolg hat, ist eine Kürzung der Entwick-
lungshilfe ratsam, um deren negative Konsequenzen auf Konflikte und 
Korruption zu minimieren. Hier sollte Hilfe jedoch weiterhin aus humani-
tären Gründen geleistet werden und nicht an Bedingungen für eine wirk-
same Entwicklungszusammenarbeit geknüpft sein. 

Mythos Marshallplan

Der Ruf nach einem »Marshallplan für Afrika« ist nicht neu. 
Schon die Erste Entwicklungsdekade der UNO (1961–1970) 
folgte ganz dieser Devise. In den Wirtschaftswissenschaften 
hatte sich die Spezialdisziplin der Entwicklungsökonomie 
herausgebildet. Ihre Pioniere, wie Colin Clark, Albert 
O. Hirschman, W. Arthur Lewis, Gunnar Myrdal, Ragnar 
Nurkse, Raúl Prebisch, Paul Rosenstein-Rodan, Walt 
W. Rostow, Hans Singer, Jan Tinbergen u.a. waren unter 
dem Eindruck der raschen Rekonstruktion Westeuropas 
nach dem Zweiten Weltkrieg von der Möglichkeit der »Ent-
wicklung« durch schieres Wirtschaftswachstum überzeugt. 
Der Marshallplan schien schließlich den Beweis dafür gelie-
fert zu haben, dass kapitalgestützte Projekthilfe »Wunder« 
wirken konnte. 

Seitdem ist – so hat der in Washington lehrende ghanaische 
Ökonom George Ayittey ausgerechnet – von den westlichen 
Staaten die Summe von sechs Marshallplänen nach Afrika 
gepumpt worden. Nach heutiger Kaufkraft wären es weit 
mehr als 500 Mrd. Dollar gewesen – und doch kommt  
Ayittey zu dem vernichtenden Urteil, dass der Kapitalstrom 
»ohne erkennbares Ergebnis« blieb (Columbia University, 
Controversies in Globalization, 2009,S. 89). Auch der »Mar-
shallplan für Osteuropa«, den es nach dem Zusammenbruch 
des Ostblocks de facto gegeben hat, ist in den 1990er Jah-
ren grandios gescheitert. Auch dort waren die Vorausset-
zungen ganz andere als 1947 in Westeuropa. Nach Jahr-
zehnten der Entwicklung in die Sackgasse musste wieder 
nahezu von vorne angefangen werden. Anders als in Afrika 
gab es allerdings Ansätze in der Wirtschaftskultur dieser 
Länder, die auf mittlere Sicht Erfolg versprachen. Seitdem 
ist kaum eine Entwicklungsregion der Weltwirtschaft nicht 
in die Nähe des Marshallplans gerückt worden, ganz zu 
schweigen von der Initiative des ›Global Marshall Plan‹, de-

Werner Abelshauser*

 *	 Prof. Dr. Werner Abelshauser ist Forschungsprofessor für Historische 
Sozialwissenschaft an der Universität Bielefeld und Mitglied der unabhän-
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und Energie.
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ren Verfechter jährlich 100 Mrd. Dollar von der Nord- in die 
Südhalbkugel transferieren wollen. 

Dabei könnten die Freunde des Marshallplans schon seit 
den 1970er Jahren aus dem Forschungsstand zu dem ame-
rikanischen Hilfsprogramm für Europa wissen, dass der Mar-
shallplan als Modell absolut ungeeignet ist, um Entwick-
lungsländer voranzubringen. Anders als in den meisten 
Empfängerländern Westeuropas nach dem Krieg fehlt es 
dort gerade an Potential und wirtschaftskulturellen Voraus-
setzungen, deren Nutzbarmachung eine Frage der Finan-
zierung wäre. Das heißt nicht, dass wir nicht dafür kämpfen 
sollten, dass Afrika geholfen wird. Gefragt sind aber nicht 
Hilfslieferungen oder Kapitalimporte, sondern kreative prak-
tische Lösungen. Afrika hat viele Probleme, die sich mit Geld 
allein nicht lösen lassen.

Dies einzusehen, heißt nicht, den Marshallplan-Mythos zu 
ignorieren. Im Gegenteil, die Praxis des Marshallplans und 
ihre Folgen zeigen eindrucksvoll, welche Mittel entwick-
lungspolitisch nicht wirksam sind. Es lohnt sich deshalb 
durchaus, endlich den Forschungsstand zur Kenntnis zu 
nehmen. Das deutsche Beispiel scheint am besten geeignet, 
die wundersamen Kräfte des Marshallplanes zu analysieren.

Die Ausgangslage

Unter den Nachwirkungen des Morgenthau-Planes be-
schränkte sich der Wiederaufbau der deutschen Westzonen 
bis Frühjahr 1947 auf die Verwaltung des deutschen Zusam-
menbruchs.1 Henry Morgenthaus Plan, die deutsche Ex-
portnation im eigenen und britischen Interesse vom Welt-
markt auszuschließen, stieß freilich rasch auf den Wider-
stand einflussreicher Wirtschaftskreise und der zuständigen 
Ministerien, wie des State Departments. So änderte sich 
allmählich die Zielsetzung der amerikanischen Europapolitik 
– und damit die Rolle, die das besiegte Deutschland in Eu-
ropa spielen sollte. Die Morgenthausche Devise, Westeuro-
pa zu Lasten Deutschlands zu stabilisieren, erwies sich of-
fensichtlich als unrealistisch. Zwei Jahre nach Kriegsende 
hatte die US-Regierung verstanden, dass noch so umfang-
reiche Demontagen und andere deutsche Reparations
leistungen nicht reichten, um schwache Industrieländer wie 
Großbritannien oder Frankreich zu Ausstattern des europä-
ischen Wiederaufbaus zu machen. Hingegen war ihr seit 
Ende 1945 bis ins Detail bekannt, dass die deutsche Wirt-
schaft – ungeachtet der Bombenschäden – leistungsfähiger 
als vor dem Kriege sein konnte, wenn man sie nur ließe. 
Anfang 1947 zog die US-Regierung daraus die Konsequen-
zen, indem sie nunmehr nach der Devise verfuhr, Westeu-

 1	 Vgl. zum Marshallplan: .W. Abelshauser (Hrsg.), Das Bundeswirtschafts-
ministerium in der Ära der Sozialen Marktwirtschaft. Der deutsche Weg 
der Wirtschaftspolitik, (= Wirtschaftspolitik in Deutschland 1917–1990, 
Band 4), Berlin, Boston, 2016.

ropa nicht länger zu Lasten, sondern mit Hilfe des deutschen 
Wirtschaftspotentials zu stabilisieren. 

Für die deutschen Westzonen führte dieser Kurswechsel 
zu einem grundlegenden Wandel der Rekonstruktions
bedingungen. Zum einen verfuhren die Besatzungsmächte 
nun immer großzügiger bei der Erteilung von Permits, d.h., 
sie erlaubten den Betrieben, die vorhandenen Anlagen, Ar-
beitskräfte und Rohstoffe produktiv zu nutzen. Gleichzeitig 
senkten sie die Demontagelast bis 1949 auf 38% des ur-
sprünglichen Ansatzes. Das am 3. April 1948 vom US-Kon-
gress verabschiedete European Recovery Programm (ERP), 
das bald nach dem federführenden Außenminister George 
C. Marshall benannt wurde, verkörperte die umfassendste 
Konzeptualisierung der neuen amerikanischen Strategie für 
Europa. In ihr sollte Westdeutschland – ob es wollte oder 
nicht – die aktive Rolle übernehmen, die seiner strategi-
schen Bedeutung für die Stabilisierung Westeuropas ent-
sprach. 

Der Marshallplan

Ludwig Erhard, der Leiter der deutschen Verwaltung für Wirt-
schaft, hatte im Vorfeld des Marshallplans für frei verfügba-
re Kapitalhilfe plädiert, deren gezielter Einsatz ermöglicht 
hätte, den westdeutschen Wiederaufbau zu beschleunigen 
und nach Wunsch zu gestalten. Tatsächlich floss aber kein 
einziger Dollar nach Deutschland, über den die Militärregie-
rung, geschweige denn die deutsche Wirtschaftsverwal-
tung, hätten verfügen können. Der materielle Kern des 
ERP-Programms für Westdeutschland bestand vielmehr 
neben der Fortsetzung der Nahrungsmittelhilfe vor allem aus 
amerikanischer Devisenhilfe, die es US-Exporteuren erlaub-
te, von der Marshallplan-Administration (ECA) dazu be-
stimmte Waren nach Deutschland zu liefern, während deut-
sche Importeure in Landeswährung auf ein »Gegenwertkon-
to« einzahlen konnten. Es handelte sich bei diesen Marshall-
plangütern auch nicht um Träger innovative Technologien 
oder sonstige aufbauspezifische Importe. Die Marshallplan-
lieferungen bestanden im Wesentlichen aus Rohbaumwolle 
und Tabak aus den Südstaaten der USA. Daran knüpften 
sich auf deutscher Seite Mutmaßungen, die USA würde den 
Marshallplan als Vorspann für die Verwertung heimischer 
Überschüsse benutzen. Tatsächlich betrug der Anteil an Ma-
schinen und Fahrzeuge lediglich 2,3% aller ERP-Einfuhren. 
Entsprechend groß war Erhards Enttäuschung, zumal die 
ersten nennenswerten Lieferungen erst Anfang 1949 in Bre-
merhaven eintrafen. Während die im ERP-Vertrag vorgese-
hene Propagandamaschine schon auf Hochtouren lief, 
musste der deutsche »Berater für den Marshallplan« in sei-
nem vertraulichen Jahresbericht 1948 einräumen, dass das 
Programm bis Anfang 1949 nur »wenig unmittelbar greifba-
re wirtschaftliche Ergebnisse« bewirkt hatte. Nach außen hin 
wurde die Öffentlichkeit aber von Anfang an – oft wider bes-
seres Wissen – falsch über das Ausmaß der Hilfsleistungen 
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unterrichtet. In der Bevölkerung entstand so der Eindruck, 
dass Fortschritte dem Marshallplan und nicht der eigenen 
Rekonstruktionsdynamik zuzuschreiben waren. Erhard sah 
darin den Kern von Legenden, die das Wesen der erfolgrei-
chen Wiederankurbelung der westdeutschen Wirtschaft ver-
fälschten. Das böse Wortspiel vom »Dollar-Gift«, das in die-
sem Zusammenhang entstand, verrät durchaus Erhards 
Neigung, in der sich ankündigenden alternativen Wegstel-
lung für die westdeutsche Außenwirtschaft eher auf eine 
weltoffene Handelspolitik als auf den Dollar-Drive im Rahmen 
amerikanischer Programme zu setzen. 

Auch der stellvertretende Militärgouverneur, General William 
H. Draper, musste früh einräumen, dass das Hilfsprogramm 
als Folge der »heillosen Bürokratie« der Marshallplanverwal-
tung »vergleichsweise unwirksam« war. Im Frühjahr 1949 
trafen zwar endlich Lieferungen in nennenswertem Umfang 
in Bremerhaven ein. Es häuften sich aber gleichzeitig die 
Klagen über nicht ausgenutzte Kontingente, weil deutsche 
Importeure Schwierigkeiten hatten, Marshallplangüter auf-
zunehmen – sei es, weil sie zu spät kamen, sei es, weil sie 
im Vergleich zum Weltmarktangebot zu teuer oder von 
schlechter Qualität waren, wie die in der deutschen Textil
industrie unbeliebte (low-grade) Rohbaumwolle. Der Direk-
tor der Verwaltung für Wirtschaft sah sich paradoxer Weise 
vor die Aufgabe gestellt, anstatt Probleme mit Hilfe des Mar-
shallplans zu lösen, das materielle ERP-Programm in 
Deutschland vor offenem Versagen zu bewahren. Er setzte 
die westdeutsche Wirtschaft solange unter Druck, bis sie 
schließlich »freiwillig« einwilligte, den ECA-Kontingenten Pri-
orität vor den aus deutschen Exporterlösen finanzierten und 
in der Regel wettbewerbsfähigeren gewerblichen Einfuhren 
zu geben. Die Bank deutscher Länder war ebenfalls zähne-
knirschend bereit, durch ein größeres kreditpolitisches En-
gagement die ERP-Lieferungen bis zu einem gewissen Grad 
zu subventionieren. 

Deutsche Wirtschaftshilfe für Europa

Der Marshallplan hatte aber auch noch eine andere, für die 
westdeutsche Wirtschaft sehr viel wichtigere Seite. Weil die 
USA das deutsche Wirtschaftspotenzial für den Wiederauf-
bau Westeuropas nunmehr aktiv nutzen wollten, stellten sie 
in den bilateralen ERP-Verträgen ein Junktim zwischen dem 
Bezug von Marshallplanhilfe und dem Verbot der Entnahme 
von Reparationen aus der laufenden deutschen Produktion 
her. Dies betraf vor allem die Besatzungsmächte Großbri-
tannien und Frankreich. Aber auch den anderen Repara
tionsgläubigern wurde der ausgesprochene Verzicht auf den 
größten Teil der Demontagen durch ERP-Hilfe kompensiert. 
Der Vorteil für die deutsche Wirtschaft lag auf der Hand, aber 
auch die Wirtschaft der übrigen am Marshallplan teilneh-
menden Staaten profitierte von der wachsenden Stärke ei-
nes politisch von seinen Fesseln befreiten Lieferanten von 
Wiederaufbaugütern in der Mitte Europas. 

Um diesen Effekt noch zu verstärken, ließ sich die ECA ab 
dem zweiten Marshallplanjahr eine Methode einfallen, wie 
sie im Rahmen des ERP die Wiederherstellung der innereu-
ropäischen Marktbeziehungen weiter fördern könnte. Sie 
knüpfte einen wachsenden Teil der Devisenhilfe an die Be-
dingung (conditional aid), dass der Empfänger dafür ande-
ren Mitgliedstaaten Ziehungsrechte (drawing rights) auf die 
eigene Währung gewährte. Die Verteilung der Ziehungsrech-
te orientierte sich an der Einschätzung von ECA, ob das 
jeweilige Land künftig in der Lage sei, Zahlungsbilanzüber-
schüsse zu erzielen oder ob es Defizite verkraften müsste. 
Nach Lage der Dinge – und sehr zum Ärger der deutschen 
Wirtschaftsverwaltung – wurde die Bizone als potenzielles 
Überschussland eingestuft, so wie Großbritannien, Belgien 
oder Italien. Gewiss wäre es 1949 auch politisch nicht ge-
rade opportun gewesen, die Westzonen in den Genuss 
ERP-geförderter Devisenhilfe für Einkaufsmöglichkeiten in 
den europäischen Nachbarländern kommen zu lassen, wie 
dies für Frankreich, Österreich oder die Niederlande galt. 
Anders als für Großbritannien traf diese Einschätzung der 
wirtschaftlichen Stärke im deutschen Fall aber voll ins 
Schwarze. 

Dieser »europäische« Marshallplan hatte aus deutscher 
Perspektive einen ambivalenten Charakter. Die Westzonen 
verloren im zweiten Marshallplanjahr nicht nur überdurch-
schnittlich an Devisenhilfe aus dem Marshallplan, sondern 
mussten erst recht in Form von conditional aid am Gesamt
effekt empfangener Auslandshilfe die höchsten Kürzungen 
zu Gunsten von Defizitländern hinnehmen. Es ist daher nicht 
überraschend, dass auch Erhard und seine Mitstreiter über-
zeugt waren, der Marshallplan habe »nicht das Geringste« 
zum Aufschwung der Wirtschaft beigetragen. Tatsächlich 
zehrte die Unterstützung für Berlin (1,5 Mrd. DM) nahezu die 
gesamte Auslandshilfe auf, so dass auch das U.S. State 
Department, davon überzeugt war, »that foreign aid is only 
a marginal factor in the recovery process«.

Allein die deutsche Exportwirtschaft verwies auf den Be-
schäftigungseffekt und auf die Chance, aus dem im Export-
geschäft anfallenden Gewinn zu investieren. Auch der Hin-
weis auf »die Gefahr, dass Industrien anderer Staaten in 
diese Märkte eindringen«, spiegelte die Interessenlage der 
deutschen Exporteure klar wider. Diese Argumentation ver-
fehlte ihre Wirkung nicht, zumal die westdeutsche Außen-
handelspolitik – ganz in Übereinstimmung mit der ECA – 
schon früh auf die Herstellung eines einheitlichen europäi-
schen Wirtschaftsraumes gerichtet war, in dem die west-
deutsche Wirtschaft ihre potentielle Stärke voll entfalten 
konnte. Mit der Festsetzung der Überschusskapazitäten im 
Außenhandel war auch eine Entscheidung über die Vertei-
lung der Industriestandorte in Europa verbunden. Der Mar-
shallplan wurde deshalb, so ungleich er die Lasten innereu-
ropäischer Wirtschaftshilfe auch verteilte, bald auch vom 
Bundeswirtschaftsministerium durchaus positiv bewertet: 
»Zweifellos sind die drawing-rights ein ungeheuer großer 
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Schritt vorwärts zu einer europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft.«

Schlussfolgerung

Offensichtlich taugt der Marshallplan für Deutschland nicht 
als Modell in Sachen Entwicklungshilfe. Der Marshallplan 
war in Westeuropa deshalb erfolgreich, weil er auf wirtschaft-
liche Substanz stieß. Westdeutschland war 1945 eines der 
am höchsten entwickelten Länder der Welt und nicht so 
stark zerstört, wie viele noch heute glauben. Es besaß einen 
höheren produktiven Kapitalstock als vor dem Krieg und 
verfügte als Folge der Vertreibung sogar über deutlich mehr 
qualifizierte Arbeitskräfte. Deutschland war arm, aber alles 
andere als unterentwickelt. Zudem waren deutsche Produk-
te international gefragt, wobei Investitionsgüter in der Nach-
kriegszeit besonders begehrt waren. Obwohl das deutsche 
Beispiel zumeist im Vordergrund des entwicklungspoliti-
schen Vorbilds des Marshallplans steht, wird dessen Un-
tauglichkeit noch deutlicher, wenn man seine Wirkung auf 
Entwicklungsländer betrachtet, die ja ebenfalls zu den Emp-
fängern gehörten. So riet das US State Department 1946 
im Vorfeld des Marshallplans Präsident Truman davon ab, 
Griechenland Kredite zu gewähren, bevor die Athener Re-
gierung nicht alles unternähme, was in ihrer Macht stünde, 
um ihre wirtschaftlichen Probleme zu lösen (Memorandum 
for the President, 7. August 1946). Das State Department 
war fest davon überzeugt, »that a new loan would do little, 
if anything, to solve the basic economic or political difficulties 
of Greece and would ultimately add to its financial prob-
lems«. Es wurde in dieser Einschätzung bestätigt, nachdem 
weder Marshallplanhilfe noch deutsche Reparationen, die 
in ihrer Höhe etwa denen an die Niederlande oder Norwegen 
entsprachen, in der Lage waren, die griechischen Entwick-
lungsprobleme zu lösen. Dabei wurde Griechenland – an-
ders als Deutschland – die Marshallplanhilfe sogar ge-
schenkt.

Der Marshallplan war alles andere als ein Entwicklungspro-
jekt. Er trug dazu bei, Westeuropa nach dem Zweiten Welt-
krieg zu stabilisieren, und gewährte potenziell starken Volks-
wirtschaften Hilfe zur Selbsthilfe. Vor allem aber war er eine 
grandiose Übung in Public Relations, die Entwicklungspoli-
tiker noch immer in ihren Bann zieht. In Afrika hat der Mythos 
Marshallplan ein halbes Jahrhundert lang viel versprochen, 
aber wenig zustande gebracht und so dazu beigetragen, 
den Glauben an die Wirksamkeit von Entwicklungshilfe zu 
schwächen.

»Marshallplan mit Afrika« – Großer Wurf 
oder vertane Chance?

Spätestens mit Beginn der Flüchtlingskrise hat Afrika poli-
tisch Konjunktur. Im Januar 2017 hat der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Dr. Gerd Müller, Eckpunkte für einen »Marshallplan mit Afri-
ka« vorgestellt. Es soll einen Paradigmenwechsel geben – 
»weg von Geber- und Nehmerländern, hin zu wirtschaftlicher 
Kooperation«.

Nachdem der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
im April 2016 in seinem Grundsatzpapier »Entwicklungspo-
litik 4.0« diesen Paradigmenwechsel selbst eingefordert hat, 
kann wenig überraschen, dass die Neuausrichtung der Ent-
wicklungszusammenarbeit auf privatwirtschaftliche Investi-
tionen und Beschäftigungsmöglichkeiten von der deutschen 
Industrie ausdrücklich begrüßt wird.

Der »Marshallplan« greift viele gute Ansätze auf. Dennoch 
bleibt fraglich, ob er tatsächlich die wirtschaftliche Situation 
in Afrika verbessern kann.

Lokale Fluchtursachen, globale Folgen

2016 beantragten knapp 750 000 Menschen Asyl in der 
Bundesrepublik. Der Großteil der Menschen kam aus dem 
Bürgerkriegsland Syrien, aus Afghanistan und dem Irak. 
Weitere Asylsuchende kamen aus dem Iran, Eritrea, Alba
nien, Pakistan, Nigeria und der Russischen Föderation.

In einer globalisierten Welt ist die Exportnation Deutschland 
mehr denn je von Entwicklungen betroffen, die sich zum Teil 
tausende von Kilometern entfernt ereignen. Eine Dürre im 
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südlichen Afrika oder ein Bürgerkrieg im Nahen Osten haben 
direkte Auswirkungen auf Deutschland, seine Menschen und 
die Wirtschaft.

Zwei Dinge werden deutlich: Erstens, es handelt sich nicht 
mehr um isolierte Probleme armer Länder. Die Flüchtlings-
ströme haben zu innerstaatlichen und zwischenstaatlichen 
Verwerfungen in Europa geführt. Zweitens muss zwischen 
zwei Bewegungen unterschieden werden. Zum einen fliehen 
Menschen vor Krieg und Gewalt in ihren Heimatländern. 
Menschen verlassen ihre Heimatländer aber auch aus Pers
pektivlosigkeit und auf der Suche nach einer besseren Zu-
kunft für sich und ihre Familien. Die Fluchtursachen mögen 
unterschiedlich sein, die Konsequenzen sind letztlich iden-
tisch.

Die nächste Flüchtlingswelle kommt aus Afrika

Afrika ist ein sehr heterogener Kontinent. Die 54 afrikani-
schen Staaten unterscheiden sich zum Teil erheblich in Be-
zug auf Stabilität, wirtschaftliche Entwicklung und Regie-
rungsführung. Eines haben sie jedoch gemein. Sie zeichnen 
sich durch eine junge, schnell wachsende Bevölkerung aus. 
Die Vereinten Nationen schätzen, dass sich die Zahl der Af-
rikaner von heute rund einer Milliarde auf über zwei Milliarden 
bis 2050 verdoppeln wird. Mehr als die Hälfte der Afrikaner 
ist heute jünger als 25 Jahre, rund 40% sind nicht einmal 
15 Jahre alt. Die wirtschaftliche Entwicklung wird auf abseh-
bare Zeit nicht Schritt halten mit der rasanten Bevölkerungs-
entwicklung. Die Lücke zwischen Jobangeboten und Nach-
frage wird damit noch größer. Viele junge Menschen haben 
bereits heute Smartphones, schauen Fernsehen, surfen im 
Internet und haben sehr genau im Blick, wie die Menschen 
in Europa leben. Die nächste Flüchtlingswelle wird deshalb 
vom afrikanischen Kontinent kommen. Die Anzahl von 
migrationswilligen und -fähigen Menschen überschreitet um 
ein Vielfaches die Anzahl der Syrer, Afghanen und Iraker, die 
heute Zuflucht in Europa suchen. Der Fokus des Marshall-
plans auf Afrika ist deshalb richtig und notwendig.

Marshallplan von 1948 nur bedingt als Vorbild 
geeignet

Mit dem Titel des Plans werden bewusst Erwartungen ge-
weckt, die sich am historischen Marshallplan für Europa 
orientieren – ungeachtet der Tatsache, dass die Erfolgsbe-
dingungen für beide Pläne sehr unterschiedlich sind. Äuße-
re Militär- und Besatzungsmächte garantierten Frieden und 
Sicherheit auf dem europäischen Kontinent. Die Produktion 
von Waren und die Wiedererrichtung von Inlands- und Aus-
landsmärkten konnten an lange bestehenden Geschäfts- 
und Handelsbeziehungen anknüpfen. Ähnliches galt für 
staatliche Institutionen. Der Wiederaufbau und die Instand-
haltung der Infrastruktur konnte durch funktionierende Be-

hörden gewährleistet werden. Der Marshallplan war damit 
nicht mehr als eine Anschubfinanzierung, die weniger der 
Schaffung als vielmehr der Wiedererrichtung wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Systeme diente. Schließlich: Der Mar-
shallplan für Europa nahm wenig Rücksicht auf die Emp-
findlichkeiten dort, war hoch konditioniert und folgte den 
normativen Vorgaben der USA. Dies hat wenig mit den Re-
formpartnerschaften gemein, die im Mittelpunkt des Mar-
shallplans mit Afrika stehen. 

Entwicklungshilfe für Afrika weitgehend verpufft

Addiert man die Mittel der Entwicklungszusammenarbeit 
nach Afrika seit den 1960er Jahren auf, wird leicht ein Vo-
lumen erreicht, das weit über dem des Marshallplans für 
Europa liegt.

Die Weltbank hat errechnet, dass zwischen 1960 und 2014 
insgesamt 835 Mrd. US-Dollar an sogenannten ODA-Mitteln 
(Official Development Assistance) nach Afrika und, zum Ver-
gleich, »nur« knapp 300 Mrd. US-Dollar in das bevölkerungs-
reichere Asien geflossen sind. Werden die ODA-Mittel pro 
Kopf betrachtet, so wird der Unterschied zwischen Afrika 
und Asien noch größer. Pro Kopf waren es im Zeitraum 1960 
bis 2014 in Summe 1 285 US-Dollar in Afrika und 167 US-Dol-
lar in Asien. Im betrachteten Zeitraum hat sich das BIP pro 
Kopf in Afrika von 119 Dollar auf 1 570 US-Dollar erhöht. 
Zum Vergleich: In Asien ist das BIP pro Kopf von 147 Dollar 
auf 9 337 US-Dollar und damit signifikant stärker als in Af-
rika gestiegen. Das weitgehende Scheitern der Pläne für 
Afrika lag weniger an deren unzureichender Konzeption oder 
gar Finanzausstattung, sondern an der Schwäche der damit 
befassten staatlichen und privaten Institutionen.

Wirtschaft kann Beitrag leisten

Die Wirtschaft kann einen positiven Beitrag leisten. Zwei 
Beispiele: Der BDI unterstützt mit Mitteln der Entwicklungs-
zusammenarbeit im Rahmen einer Verbandspartnerschaft 
den East African Business Council (EABC). Dieser vertritt 
die Interessen der Unternehmen in den Ländern der Ostaf-
rikanischen Gemeinschaft (East African Community, EAC): 
Burundi, Kenia, Ruanda, Tansania und Uganda. Ziel ist es, 
die regionale Wirtschaftsintegration in der Region zu fördern 
und dabei der Privatwirtschaft eine stärkere Stimme zu ge-
ben. Dadurch sollen bessere Rahmenbedingungen für pri-
vatwirtschaftliche Investitionen erreicht werden. Diesen 
Zweck hatte auch der German-African Business Summit 
(GABS) Anfang Februar in Nairobi, den der BDI zusammen 
mit den anderen Trägern der Subsahara-Initiative der deut-
schen Wirtschaft (SAFRI) organisierte. Der zweite deutsch-af-
rikanische Wirtschaftsgipfel hat 500 deutsche und afrikani-
sche Vertreter aus Wirtschaft und Politik zusammengebracht 
mit dem Ziel, den wirtschaftlichen Austausch weiter zu in-
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tensivieren. Hochrangige Vertreter wie Wirtschaftsministerin 
Zypries, Entwicklungsminister Müller, die kenianische Au-
ßenministerin Amina Mohamed, Finanz- und Wirtschaftsmi-
nister aus mehreren afrikanischen Staaten sowie Vorstands-
vertreter zahlreicher deutscher Unternehmen nahmen am 
GABS teil. 

Die meisten deutschen Unternehmen streben eine langfris-
tige geschäftliche Beziehung in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern an: Sie kommen, um zu bleiben. Deutsche Un-
ternehmen leisten durch die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
dem Auf- und Ausbau von Infrastruktur, Know-how- und 
Technologietransfer essenzielle Beiträge für die Entwicklung. 
Die Märkte der Entwicklungs- und Schwellenländer werden 
von deutschen Unternehmen vermehrt als Chance begriffen. 
Hemmnisse bei den wirtschaftspolitischen Rahmenbedin-
gungen, wie zum Beispiel Korruption, mangelnde Rechts-
sicherheit oder fehlende Doppelbesteuerungsabkommen, 
bleiben aber weiterhin eine Herausforderung. 

So ist die Verbesserung der Rahmenbedingungen für pri-
vatwirtschaftliches Handeln vor Ort einer der wichtigsten 
Entscheidungsfaktoren für oder gegen ein verstärktes wirt-
schaftliches Engagement deutscher Unternehmen in Afrika. 
Die politische Flankierung und der Ausbau wettbewerbsfä-
higer Außenwirtschaftsförderungsinstrumente für deutsche 
Unternehmen in Afrika sind ausbaufähig. Der Marshallplan 
mit Afrika will hier eine Lücke in der klassischen Entwick-
lungszusammenarbeit schließen. Es wurde (wieder) erkannt, 
dass die Privatwirtschaft entscheidend für eine nachhaltige 
Entwicklung vor Ort ist und sie nicht im Gegensatz zu an-
deren wichtigen Organisationen der Zivilgesellschaft, Kir-
chen und politischen Stiftungen steht.

Ein echter Paradigmenwechsel in der Entwicklungszusam-
menarbeit beinhaltet eine stärkere Einbindung der deut-
schen Industrie und deren Expertise. Dieser Ansatz wurde 
zu Beginn der letzten Legislaturperiode vernachlässigt. Nur 
durch eine enge Zusammenarbeit von Politik, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft können die dringenden wirtschafts- und kli-
mapolitischen Herausforderungen bewältigt werden. Dabei 
kommt den Akteuren der Wirtschaft eine wachsende Be-
deutung zu. Die 2015 auf der Weltklimakonferenz in Paris 
verabschiedeten Klimaziele, aber auch die Sustainable De-
velopment Goals (SDGs) der Vereinten Nationen, rufen die 
gesamte Weltgemeinschaft und explizit die Wirtschaft stär-
ker dazu auf, ihre Kompetenzen für die Bekämpfung von 
Armut und Ungleichheit einzubringen.

Ein Plan, viele Ansätze, wenig Abstimmung

Mit einem bunten Strauß an Reformansätzen geht der Mar-
shallplan auf diese Aspekte ein. Der Plan will die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika neu ausrichten. Im 
Zentrum stehen »fairer Handel, mehr private Investitionen, 

mehr wirtschaftliche Entwicklung von unten, mehr unterneh-
merische Entfaltung und vor allem mehr Jobs und Beschäf-
tigung«. Damit kommt das Ministerium vielen Forderungen 
der Wirtschaft nach. Dabei geht es nicht um Subventionen 
für die Privatwirtschaft, sondern um Programme, die Privat
investitionen hebeln, um Infrastruktur und Wirtschaft aufzu-
bauen und vor allem nachhaltige Arbeitsplätze zu schaffen. 
Es geht darum, den Menschen vor Ort eine Perspektive zu 
bieten. Der Marshallplan folgt damit der Prämisse, dass Wirt-
schaft der Motor einer nachhaltigen Entwicklung ist. Dieser 
Ansatz ist grundsätzlich zu begrüßen.

Die drei Säulen des Plans »Wirtschaft, Handel und Beschäf-
tigung«, »Frieden und Sicherheit« und »Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit« sind von herausragender Bedeutung. 
Sie sorgen für die notwendigen Rahmenbedingungen, unter 
denen langfristige Investitionen möglich sind. Offen bleibt 
allerdings, wie andere Bundesressorts in die Implementie-
rung des Plans eingebunden wurden und eingebunden wer-
den sollen. Das Papier macht den Anschein, als wurde nicht 
über den eigenen ministeriellen Tellerrand hinausgeschaut. 
Unternehmen benötigen vor allem wettbewerbsfähige Ab-
sicherungs- und Finanzierungsinstrumente sowie Unterstüt-
zung vor Ort. Die Außenwirtschaftsförderung (AWF) liegt 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi); 
die Botschaften und damit die politische Flankierung im Aus-
land obliegen dem Auswärtigen Amt. Das Bundesministe-
rium der Finanzen ist das Kernressort, das bei einer Neu-
ausrichtung von Instrumenten den Bundeshaushalt im Auge 
behält. Es bleibt unklar, wie die Instrumente der AWF mit 
der Entwicklungspolitik verzahnt werden sollen. Die Einfluss-
möglichkeiten des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) bleiben damit be-
grenzt, wodurch der Marshallplan primär ein BMZ-Papier 
bleibt.

Plädoyer für Freihandel halbherzig

Das BMZ will seinen Plan nicht nur in die deutsche Entwick-
lungspolitik integrieren, sondern hat auch den Anspruch, die 
europäische Politik zu gestalten. Die Beziehungen der ein-
zelnen Staaten der EU zum afrikanischen Kontinent sind 
allerdings genauso heterogen wie die EU und die afrikani-
schen Staaten selbst. 

Der Marshallplan will Investitionen fördern und fordert eine 
afrikanische Freihandelszone, rückt aber von den Economic 
Partnership Agreements (EPA) zwischen afrikanischen Staa-
ten und der EU ab. Hier wird eine wichtige Chance für wirt-
schaftliche Entwicklung vertan. Wer mehr Investitionen in 
Afrika will, muss die Handels- und die Investitionsbedingun-
gen verbessern. Die EPAs können hierzu einen wichtigen 
Beitrag leisten. Sie eröffnen afrikanischen Staaten einen 
asymmetrischen Zugang zum europäischen Markt. Damit 
tragen sie den unterschiedlichen Entwicklungs- und Wett-
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bewerbsniveaus im Interesse der Afrikaner umfassend 
Rechnung. Ein klares Bekenntnis zu den EPAs wäre somit 
wichtig gewesen. Es bleibt zudem abzuwarten, ob die eu-
ropäischen Partner den Plan aktiv unterstützten. Zweifel sind 
angebracht, nachdem er auch nur partielle Unterstützung 
der Bundesregierung genießt.

Fordern und Fördern

Konsequent sieht der Marshallplan die Pflicht für Reformen 
auch bei den afrikanischen Staaten und nimmt Bezug auf 
die Agenda 2063. Von einer Partnerschaft auf Augenhöhe 
kann allerdings nicht die Rede sein, sonst wäre der Mar-
shallplan nicht am grünen Tisch in Berlin entstanden. Der 
Fokus auf den Reformwillen der afrikanischen Staaten ist 
richtig. Die afrikanischen Staaten müssen vermehrt in die 
Pflicht genommen werden, Verantwortung für die Entwick-
lungen in ihren Staaten zu übernehmen. Der richtige Hebel 
hierfür ist unter anderem die Befähigung zu einer konse-
quenten Steuerpolitik und die Schaffung von Rahmenbedin-
gungen, die Wachstum kreieren. 

Konzentration statt Gießkannenprinzip

Ein »One-size-fits-all«-Ansatz wird den unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen und Herausforderungen auf dem af-
rikanischen Kontinent nicht gerecht. Staaten mit autoritären 
Herrschaftssystemen sind genauso vorzufinden wie Länder, 
die sich seit ihrer Unabhängigkeit in den 1960er Jahren zu 
stabilen Demokratien entwickelt haben. Die Vereinten Nati-
onen zählen weltweit 48 Länder zu den am wenigsten ent-
wickelten Ländern. Mehr als die Hälfte der 54 Länder auf 
dem afrikanischen Kontinent gehören zu dieser Kategorie. 
Andererseits befinden sich elf der 20 am schnellsten wach-
senden Volkswirtschaften ebenfalls auf dem Kontinent. Län-
der wie Südafrika, Kenia und Ghana zählen zu den middle 
income countries. Der Kontinent wird daher zu Recht auch 
als Chancenkontinent bezeichnet.

Der Marshallplan sieht eine Konzentration auf Länder vor, 
die in ihrer Entwicklung weit vorangeschritten sind und als 
Leuchttürme Strahlkraft auf Nachbarländer entfalten kön-
nen. Hier spricht man von Reformpartnerschaften. Die Ab-
kehr vom Gießkannenprinzip ist nicht neu, die Konzentration 
auf Partnerländer hat das BMZ zumindest auf dem Paper 
schon längst vollzogen. Die Bekräftigung dieser Politik ist 
folgerichtig, muss nun aber auch umgesetzt werden. Offen 
bleibt, wie mit instabilen Staaten, deren Zivilgesellschaft 
wahrscheinlich am dringendsten Unterstützung bedarf, ver-
fahren werden soll. 

Fazit

Afrika wird nicht zuletzt durch die rapide steigende Bevöl-
kerung weiter an Bedeutung für Deutschland und Europa 
gewinnen. Mit dem »Marshallplan mit Afrika« trägt das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung dieser Entwicklung prominent Rechnung. Der Plan 
betont die positive Rolle der Privatwirtschaft für eine nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung des Nachbarkontinents. 
Er vollzieht damit, zumindest rhetorisch, einen Paradigmen-
wechsel in der Entwicklungszusammenarbeit. Allerdings 
bleibt der Plan bislang eine ambitionierte Absichtserklärung. 
Für eine kohärente Strategie wäre die aktive Einbindung al-
ler Bundesressorts nötig gewesen. In einem Jahr, in dem 
Deutschland den G-20-Vorsitz innehat, wurde so eine wich-
tige Chance vertan. Was davon zudem vor der Bundestags-
wahl im Herbst 2017 noch umgesetzt werden kann, bleibt 
offen. Der Marshallplan nährt zudem die Illusion, Entwicklung 
könne extern induziert werden. Auch ein noch so ausgefeil-
ter Plan für Afrika bietet keine Abkürzung für die mühsame 
sozioökonomische Entwicklung des Kontinents.

Literatur

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017), »Asylzahlen – Jahresbilanz 
2016«, Januar, verfügbar unter: https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldun-
gen/DE/2017/20170111-asylgeschaeftsstatistik-dezember.html.

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) (2017), Afrika und Europa – Neue Partnerschaft für Entwicklung, Frie-
den und Zukunft. Eckpunkte für einen Marshallplan mit Afrika, Januar, ver-
fügbar unter: https://www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/infob-
roschueren_flyer/infobroschueren/Materialie310_Afrika_Marshallplan.pdf

Bundesverband der Deutschen Industrie (2016), Grundsatzpapier Entwick-
lungszusammenarbeit. Entwicklungspolitik 4.0 – Plädoyer für einen Para-
digmenwechsel in der Zusammenarbeit von Staat und Industrie, verfügbar 
unter: http://bdi.eu/media/themenfelder/aussenwirtschaftspolitik/publikati-
onen/201604_Grundsatzpapier_Entwicklungspolitik.pdf.

Data Worldbank (2014), »Net ODA received per capita«, verfügbar unter: 
http://data.worldbank.org/indicator/DT.ODA.ODAT.PC.ZS?locations-
=Z4-ZG.

United Nations (2015), World Population Prospects. Key findings, verfüg-
bar unter: https://esa.un.org/unpd/wpp/Publications/Files/Key_Findings_
WPP_2015.pdf.


